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Die Landesrechnung 1972 liegt vor 
Budgetiertes Defizit für das Rechnungsjahr 1972 von 2Q auf 1,1 Millionen 
Franken reduziert 
Diese Woche sind uns Rechen­
schaftsbericht und Jahresrechnung 
der Fürstlichen Regierung für das 
Jahr 1972 zugegangen. Beide, Be­
richt. und Rechnung, werden dem­
nächst auf dem Landtagstraktan-
dum stehen. 

Das sind in Kürze die hervorste­
chendsten Merkmale der Landes­
rechnung für das Jahr  1972: 
# Die ordentliche Rechnung (Ver­
waltungsrechnung) weist einen Ein-
nahmenüberschuss von mehr als 15 
Millionen Franken auf. 
# Dank diesem guten Ergebnis 
konnte das für die Gesamtrechnung 
(ordentliche und ausserordentliche 
Rechnung zusammen) budgetierte 
Defizit von 20 Millionen Franken 
auf 1.1 Million Franken reduziert 
werden. 
# Statt der im Budget für 1972 vor­
gesehenen 4 Millionen Abschrei­
bungen werden in der Rechnung 
nun 15.5 Millionen Franken an Ab­
schreibungen vorgenommen. 
# Während die Einnahmen unvor­
hergesehen gestiegen sind, wurde 
der Ausgabenrahmen mit einigen 
Ausnahmen, so eingehalten, wie er 
im Voranschlag festgesetzt war. 
# Die Steigerung auf der Einnah-
menseite geht fast ausschliesslich 
auf das Konto «Steuern und Gebüh­
ren», das gegenüber dem Vorjahr 
Mehreinnahmen von 13.5 Millionen 
Franken erbrachte. 

In der  obenstehenden Tabelle 
sind die wichtigsten Einnahmen-
Steigerungen festgehalten: 

Positives Ergebnis 
Die Tatsache, dass das budgetierte 
Defizit von 20 Millionen Franken 
effektiv nur 1.1 Million Franken be­
trägt, darf uns freuen. Das Ergebnis 
ist sowohl für Regierung und Land­
tag als auch für die Oeffentlichkeit 
überraschend. Die Konsequenz die­
ses Rechnungsergebnisses kann 
auch in den Reihen der  Minderheit 
nur Befriedigung sein. Denn gerade 
die Minderheit hat  durch ihre enga­
gierten Voten und Diskussionsbei­
träge immer wieder bewiesen, wie 
sehr ihr die Staatsfinanzen am Her­
zen liegen. 

Zu pessimistischer Voranschlag? 
Die Oeffentlichkeit musste sich bei 
der Beurteilung der Finanzlage im 
Dezember 1971 auf das vom Regie­
rungschef . vorgelegte Budget ver­
lassen. Der Voranschlag, welcher 
rund 20 Millionen Defizit angekün­
digt hat, war  ein Kriterium, von 
dem ausgegangen werden durfte. 

Angesichts der jetzt vorliegenden 
Rechnungsergebnisse muss die Fra­
ge erlaubt sein, ob der Regierungs­
chef die Situation damals nicht zu 
pessimistisch einschätzte. Und zwar 
geht es hier ausschliesslich um die 
Einnahmenseite der Rechnung, 

Einnahmen des Landes aus Steuern und Gebühren 
(nach Abzug der Gemeindeanteile) 

Larides-
rechnung 1971 

Landes­
rechnung 1972 

Vermögens- und Erwerbssteuem 
Gesellschaftssteuern 
Alkoholgetränkesteuer 
Motorfahrzeugsteuern 
Diverse Stempelabgaben 
Couponsteuern 
Warenumsatzsteuern 
Grundstückgewinnsteuer 
Erbschaftssteuern 
Gerichtsgebühren und  Grundbuchtaxen 

5 130 368.i23 
7 477 950.79 

411 430.08 
906 057.55 

4 790 514.04 
2 147 077.26 
3 940 610.30 ', 

679 035.75 
912 918.50 

1 782 777.95 

6 484 419.86 
(11 088 765.30 

504 677.15 
1 039 104.10 
6 493 652.22 
4 171 010.55 
6 874 233,15 

811 374.56 
1 496 918.90 
2 669 649.70 

28 178 740.45 41 633805.49 

denn nur diese ist im Vergleich 
zum Budget wesentlich anders aus­
gefallen als angenommen. 

Die pessimistische Einstellung 
des VU-Finanzministers, eine Hal­
tung, die übrigens früher von der 
VU als Taktik des FBP-Regierungs-
chefs bezeichnet wurde, geht auch 
aus folgender Passage der Budget­
rede Dr. Hilbes (am 15. Dezember 
1971 im öffentlichen Landtag) her­
vor: «Sowohl die Ausgaben- wie 
die Einnahmenposten sind keines­
wegs übervorsichtig budgetiert, 
sondern sind eine realistische Basis 
für die Tätigkeit des Staates im 
kommenden Jahr.» 

Gründe für die 
überraschende Entwicklung 
Die Befriedigung über das erfreuli­
che Gesamtergebnis allein reicht 
aber noch nicht aus. Wir haben 
wohl die Pflicht, die Gründe nach 
dem unerwarteten Ansteigen der 
Einnahmenseite zu erforschen. Die 
Landesrechnung gibt darüber Aus­
kunft: 

Vermögens- und Erwerbssteuer 
Das Ergebnis auf dem Sektor Ver­
mögens* und Erwerbssteuer hat  
sich gegenüber dem Vorjahr um 
sage und schreibe 4 Millionen Fran­
ken verbessert, wobei 2.7 Millionen 
den Gemeinden (als Gemeinde­
steuerzuschlag) zugeflossen sind. 
Ein erheblicher Teil dieser Einnah­
men darf sicher ajs Inflationsge­
winn des Staates angesehen wer­
den. Mit Recht darf man festhalten, 
dass die (an sich erfreulichen) 
Mehreinnahmen in diesem Bereich 
infolge der  nichtangepassten Pro­
gressionsskala aus den falschen Ta­

schen, nämlich hauptsächlich der 
kleineren und mittleren Einkom­
men, geflossen sind. 

Gesellschaftssteuern und 
Gründungsgebühren 
Im Bereich der Gesellschafts­
steuern, und zwar der tätigen Un­
ternehmungen und der Sitzgesell­
schaften zusammen, verzeichnet die 
Landesrechnung eine Zunahme von 
3.6 Millionen Franken gegenüber 
4§m Vorjahreserge^nus 

Der ausserg^w^hnlich hohe Zu­
wachs auf diesem Sektor ist 
zweifellos auf einen Gründungs­
boom zurückzuführen," der vor al­
lem im Herbst 1972, angesichts der 
ins Haus stehenden Konjunktur-
massnahmen (die seit Mitte dieses 
Jahres eine Beschränkung der 
Anlage ausländischen Kapitals in 
inländischen Wertpapieren brach­
ten), einsetzte. 

Die erheblichen Mehreinnahmen 
von 900 000 Franken an  Eintra­
gungsgebühren beim Handelsre­
gister unterstreichen die Richtig­
keit dieser Interpretation. 

Quellensteuer für Grenzgänger, 
Alkoholsteuer, Motorfahrzeug­
steuern und Gebühren 
Erstmals profitierte die Einnah­
menseite unserer Landesrechnung 
im Jahre 1972 auch von der im Dop­
pelbesteuerungsabkommen von 
1969 vorgesehenen Grenzgänger-
Quellensteuer, die dem Lande allein 
ca. 900 000 Franken bringt. 

Nebenbei erwähnt sei auch noch 
die Zunahme der Alkoholsteuer-
Einnahmen, die erstmals die Halb­
millionengrenze überschritten ha­
ben. 

Jungbürgerfeier 
Ein Schritt ins politische Leben 
von Günther Meier 
Immer wenn das Jahr  langsam zur 
Neige geht, also immer dann, wenn 
vermutet werden kann, dass ein 
Grossteil der zwanzigsten Geburts­
tage begangen wurden, rüsten poli­
tische Institutionen unseres Landes 
zu einer Feier: Die Jungbürgerin­
nen und Jungbürger werden zum 
Tanze gebeten. Daneben freilich 
bereiten wohldurchdachte und 
wohlformulierte Reden de r  Magi­
straten die Uebergabe der Verfas­
sung und  des Buchgeschenkes vor. 
Ein echter Lichtblick in der  neben 
dem gesellschaftlichen Teil ebenso 
tristen wie traditionellen Jungbür­
gerfeier stellt der  Kontakt mit 

Seiner Durchlaucht, dem Landesfür­
sten, dar: Für manche ist es der  
erste Händedruck, für die meisten 
der letzte. Dennoch wird diese 
flüchtige und schüchterne Kontakt-
nahme als ein einzigartiges Er­
lebnis in Erinnerung bleiben. 

Die unter  dem Baldachin der vor­
gängigen Festivitäten stattfindende 
Feier vermag vielleicht über die bi­
laterale Verbindung Schweiz-Liech-
tenstein hinausreichende, aussen-
politische Assoziationen wecken — 
mehr solche der allgemeinen Aus-
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Die steigende Motorisierung hat 
auch den Landesanteil an  den Mo­
torfahrzeugsteuern und Gebühren 
im Jahre 1972 weiter nach oben 
schnellen lassen: die Mehreinnah­
men des Landes gegenüber dem 
Vorjahr betrugen auf diesem Sektor 
noch über 100 000 Franken. 

Taxen, Stempel, Gebühren und 
Warenumsatzsteuer (WUST) 
Erhebliche Mehreinnahmen re­
sultierten aus dem Sektor «Taxen, 
Stempel, Verwaltungsgebühren und 
Couponsteuer». Die Einnahmen wa­
ren hier mit 6.1 Millionen Franken 
budgetiert, tatsächlich eingenom­
men wurden aber 10.3 Millionen 
Franken. Taxen und Verwaltungs­
gebühren allein verzeichneten ge­
genüber dem Vorjahr einen 
Zuwachs von rund 1.7 Millionen 
Franken. Die Einnahmen aus de r  
Couponsteuer sind um über 2 Mil­
lionen Frankel* angestiegen. 

Die Einnahmen aus der Waren­
umsatzsteuer (WUST) waren für 
1972 mit 4.7 Millionen Franken bud­
getiert, tätsächlich eingenommen 
wurden 6.8 Millionen Franken (Lan­
desanteil), was eine Erhöhung ge­
genüber 1971 von 2.9 Millionen 
Franken bedeutet. Hier profitierte 
im Jahre 1972 unser Staatshaushalt 
von der Erhöhung des WUST-
Steuersatzes in der Schweiz. 

Erbschaftssteuer 
Ein Posten, der niemals genau oder 
auch nur annähernd genau budge­
tiert werden kann, ist jener der Erb­
schaftssteuer. Es ist in der Regel ja 
nicht vorauszusehen, wer  in einem 
bevorstehenden Finanzjahr sterben 
und wieviel e r  dabei hinterlassen 
wird. Der Posten Erbschaftssteuer 
war mit 600 000 Franken im Voran­
schlag eingesetzt. Tatsächlich aber 
kassierte das Land insgesamt mehr 
als das Doppelte, nämlich 1,5 Mil­
lionen Franken. 

Finanzausgleich: Korrektur 
machte sich bezahlt 
Der erhöhte Finanzausgleich, der 
1969/70 Wahlkampfthema Nr. 1 der 
VU war und nach 18monatiger VU-
Regierungsmehrheit wieder korri­
giert bzw. reduziert wurde, blieb 
nicht ohne Einfluss auf das Rech­
nungsergebnis 1972. 

Aufgrund des erhöhten Finanz­
ausgleiches flössen den Gemeinden 
im Jahre 1971 in  der von der VU 
eingeführten 2. Ausgleichsphase 7.7 
Millionen Franken zu. Infolge der 
Korrektur im Dezember 1971 redu­
zierten sich im Jahre 1972 die Aus­
schüttungen der 2. Ausgleichsphase 
auf 4.2 Millionen Franken. Wenn  
man die erste und zweite Aus­
gleichsphase zusammenrechnet, 
flössen den Gemeinden aus dem Fi­
nanzausgleich 1972 ca. 2 Millionen 
Franken weniger zu als im Vorjahr. 

Weniger Subventionen für 
die Gemeinden 
Beim Studium der Ausgabenseite 
fällt auf, dass bei den Subventionen 
für die Gemeinden das Budget er­
heblich unterboten wurde: statt der 
budgetierten 6 Millionen Franken 
richtete der Staat an die Gemeinden 
im Bereich des Bauwesens lediglich 
4.9 Millionen Franken aus. Ge­
genüber den effektiven Subven­
tionszuweisungen an die Gemein­
den im Jahre  1971 (5.8 Millionen) 

wurde hier immerhin eine Million 
Franken weniger ausgegeben. 
Ausserordentliche Rechnung 
Differenzen gegenüber dem Vor­
anschlag werden auch in der Aus­
serordentlichen Rechnung ersicht­
lich. Für Bauvorhaben und Anschaf­
fungen waren 20.6 Millionen Fran­
ken budgetiert. Effektiv ausgegeben 
aber wurden nur 18.4 Millionen, 
also mehr als 2 Millionen Franken 
weniger. 

Die Differenz ergibt sich unter 
anderem beim erhofften Zukauf von  
Grundstücken, für den eine halbe 
Million Franken bereitgestellt, am 
Ende jedoch nur 24 000 Franken 
auch wirklich ausgegeben wurden. 

Augenfällig ist auch der Baurück­
stand beim Vaduzer. Postgebäude: 
von den 1.5 Millionen Franken, die 
im Jahre  1972 dafür bereitgestellt 
wurden, hat man lediglich 250 000 
Franken ausgegeben. Aehnliche 
Zahlen gibt es auch beim Postneu­
bau Nendeln (Budet: 350 000 Fran­
ken / Effektive Ausgabe: 96 000 
Franken), beim Balzner Realschul­
bau (500 000 / 32 000), bei der Vadu­
zer Telefonzentrale (800 000/40 000) 
sowie beim Kongresshaus (100 000/ 
1600).  

Die aktuelle 
Frage 
Hätten sie damals schweigen sollen? 
Die Landesrechnung 1972 ist — ent­
gegen de r  von Regierungschef Dr. 
Hübe vorgelegten Budgetzahlen und 
entgegen unseren Befürchtungen — 
besser ausgefallen, als wir alle an­
nehmen konnten; erfreulicherweise. 
An erster Stelle der heutigen Aus­
gabe bringen wir einen Ueberblick 
der Rechnung und untersuchen die 
Gründe, die zu diesem überraschen­
den Ergebnis geführt haben. — An­
gesichts der vorliegenden Rech­
nungsresultate muss wohl damit ge­
rechnet werden, da s s  die VU und 
das »Vaterland» jetzt jedes 
kritische (und mitunter vielleicht 
harte) Wort wieder aufwärmt, da s  j e  
von einem FBP-Abgeordneten im 
Landtag oder von unserer Zeitung 
zur VU-Finanzpolitik geäussert  
wurde. Man wird uns wohl allen 
wieder vorhalten, wir hätten in 
Finanzdramatik und «Zweckpessi­
mismus» gemacht. — Dazu muss 
doch gesagt werden, dass  die be­
sorgten Aeusserungen der Abgeord­
neten im Landtag ausschliesslich 
auf Fakten basierten: auf den beäng­
stigend negativen Absch'i.as 1971 
und den  düsteren Prognosen d e s  
Regierungschefs, der  für 1972 ein 
Gesamtdefizit von rund 20 Mio 
Franken angekündigt hatte! — 
Hätten unsere Abgeordneten ange­
sichts solcher Voraussagen schwei­
gen sollen? Wäre e s  nicht bedenk­
lich, wenn sich kein Abgeordneter 
mehr zu Wort melden und wehren 
würde, wenn e r  mit solchen Zahlen, 
wie sie uns im Dezember 1971 vorla­
gen, konfrontiert worden ist? Es 
wäre wohl nicht ganz gerecht, wenn 
man jetzt über jene Männer herfallen 
würde, die sich damals mit Recht 
und in Sorge um unser Land gegen 
den (inzwischen mindestens ge­
bremsten) Trend in die roten 
Zahlen stellten; Trotz dem jetzt vor­
liegenden, verhältnismässig posi­
tiven Ergebnis, das  auch laut VU-
Organ «keinen Anlass zur über-
schwänglichkeit» gibt, wird uns die 
Entwicklung unseres Staatshaushal­
tes weiterhin am Herzen liegen. Wir 
werden sie auch in Zukunft auf­
merksam und kritisch verfolgen. 


